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„Wo bleibt Euer Aufschrei?“ 
Gerechtigkeit in der sozialen Sicherung: Das Konzept „Bürgerversicherung“ 

Darmstadt, 19. Februar 2010 

 

 

Warum das jetzige System am Ende ist 

Es gilt das gesprochene Wort! 
Dr. Jürgen Borchert

°°°°:  

 

Die Zeit des Sozialstaats alter Konstruktion ist unwiderruflich abgelaufen. 
Er ist  aufgrund exo- wie endogener Ursachen längst gescheitert.  Die 
Revolution der Informations- und Kommunikationstechnologien sowie  die 
Globalisierung und Europäisierung bringen ihn von außen, seine 
angeborenen Verteilungsfehler ihn von innen zum Einsturz. 
Reparaturversuche wie die Riester-Rente verschlimmern die Probleme. Die 
derzeit diskutierten Reformvorstellungen zur Gesundheitsreform sind 
untauglich und. stellen den für den Sozialstaat konstitutiven Bezug von 
Freiheit und Verantwortung auf den Kopf. Die Rentenversicherungen will 
man gar durch grassierende Altersarmut retten! 
 
Deshalb muss ein komplett neues System her, welches der strikten Bindung 
wirtschaftlicher Freiheit an soziale Verantwortung (wieder) Geltung 
verschafft.  Nicht irgendwann, sondern sofort, noch in dieser Legislatur. Wir 
müssen Zeter und Mordio schreien, damit die Politik aufwacht. Deshalb der 
heutige Aufschrei.  
 
I.  Der Sozialstaat als Transformator des Wirtschaftswunders 

Das legendäre Wirtschaftswunder, welches das Trümmerland Deutschland 
mit seinem 20 Millionen Kriegsversehrten, Ausgebombten, Vertriebenen, 
Witwen und Waisen in der unglaublich kurzen Zeit von 10 Jahren wieder an 
die Spitze der Weltwirtschaft trug, war wesentlich das Verdienst des 
deutschen Sozialstaats. Dieser wiederum entsprang der Nachkriegsvernunft. 
Ein Wirtschaftssystem, das Massenarbeitslosigkeit zulässt, ja sie förmlich 
produziert, ist schwerkrank und stellt eine tödliche Bedrohung für 
Demokratie, Frieden und Freiheit dar. Diese Lektion hatte Deutschland nach 
dem Zweiten Weltkrieg gelernt. Die Nachkriegsvernunft schlug sich zuerst 
in den Länderverfassungen nieder, die alle eine gerechte Verteilungsordnung 
in den Mittelpunkt stellten und so zum Ausdruck brachten, wo man die 
Ursachen der Menschheitskatastrophe sah.1 Folgerichtig lief die Politik der 

                                                 
° Vortragsmanuskript- in  dieser Fassung noch nicht zur Veröffentlichung bestimmt! 
Der Verfasser dankt vor allem Wilhelm Hankel und Rolf-Peter Sieferle für entscheidende Einsichten und 
Barbara Hähnchen für wichtige Hilfen! 
 
1 Hierzu im Einzelnen Borchert, Jürgen, „Wenn es Attac nicht gäbe, müsste man die Bewegung erfinden!“, in: 
Attac (Hrsg.), Eine andere Welt ist möglich. Dokumentation des Attac-Kongresses vom 19.-21.10.2001 Berlin, 
Hamburg 2002, S. 114 ff. (mit vielen Nachweisen) 
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„Sozialen Marktwirtschaft“ in der bald darauf gegründeten Bundesrepublik 
auf eine ausgleichende Verteilung hinaus, wie die Tatsache des 
Spitzensteuersatzes von 95 Prozent für Einkommen oberhalb 250 000 DM 
bei der Einkommenssteuer beweist (1948-1953).  
 
Tabelle 1:  

Die wichtigsten Etappen des Spitzensteuersatzes:  

 1948  95% 

 1953  80% 

 1955  63,45% 

 1958  53% 

 1975  56% 

 1990  53% 

 2000  51% 

 2001  48,5% 

 2004  45% 

 2005  42%  

 

 

Bis etwa 1960 lagen die Einnahmen der öffentlichen Hände aus der 
veranlagten Einkommensteuer denn auch über denen der Lohnsteuern.  
 
Grafik 1: Steuerentwicklung 1960-2001: Anteil ausgewählter Steuerarten in Prozent 

der Gesamtsteuereinnahmen
2
 

  
 

 
Die Entstehung von Riesenvermögen sah man als gemeinschaftsschädlich 
und als gefährlich für die Demokratie an.3 Die hohe Einkommensteuer 

                                                 
2 Anmerkung zur Grafik: Der scharfe Knick ab 1999 im Verlauf der Lohnsteuerkurve beruht vor allem auf der 
Ersetzung der 20prozentigen Pauschalbesteuerung bei geringfügiger Beschäftigung durch die 22prozentige 
Sozialabgabenquote. 
3 Siehe z.B. Troeger (Hrsg.), Diskussionsbeiträge des Arbeitsausschusses für die Große Steuerreform, Stuttgart 
1954, S.7: „Die Einkommensteuer wirkt in den modernen Demokratien nivellierend auf die 
Einkommensschichtung, wie sie sich aus der Verteilung des Sozialprodukts durch die wirtschaftlichen 

Quelle: eigene Berechnung nach Finanz bericht 1998 S. 234 ff, DIW-Wochenbericht 
Stat.Bundesamt; ab 1990 Gesamtdeutschland 
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begrenzte die Bandbreite der Einkommens- und Vermögensverteilung und 
sorgte für sozialen Ausgleich ebenso wie für eine optimale 
Kaufkraftverteilung und einen dynamischen Geldkreislauf.  Man wusste, 
dass die volkswirtschaftlichen Kraftreserven immer im untersten Drittel der 
Einkommen zu finden sind; jeder Euro, der in das unterste 
Einkommensdrittel geht, wandert  sofort in den Geldkreislauf zurück und 
erhöht die „marginale Konsumquote“. Grobe Ungleichgewichte bei den 
Einkommen hingegen bremsen die Wirtschaft und bescheren den 
volkswirtschaftlichen Aggregaten Investition, Nachfrage und 
Staatsverbrauch womöglich einen Kolbenfresser. Den wissenschaftlichen 
Beweis hierfür hatte kurz zuvor der norwegische Wirtschaftsnobelpreisträger 
Trygve Haavelmö geliefert.   
 
Seine Fundamente 

Tragende Fundamente des Sozialstaats waren  der Nationalstaat und die 
Nationalökonomie, - also die territoriale Einheit von Volk, Staat und 
Wirtschaft. In der „Deutschland AG“  waren die Einzel -wie 
Gemeinschaftsinteressen  von Banken, Großkonzernen,  Mittelstand und 
Gewerkschaften auf kunstvolle Weise verflochten. Letztere sorgten mit 
ihrem hohen Organisationsgrad und dadurch ihr Angebotsmonopol für 
Arbeitskräfte für ein hohes und stetig wachsendes Lohnniveau. Dies 
beflügelte den Hub und Schub der Wirtschaftsaggregate zusätzlich auf der 
Nachfrageseite. Gleichzeitig boten die Flächentarife den Konkurrenten 
vergleichbare und verlässliche Kalkulationsbedingungen. Ferner beinhaltete 
dieser durch den sog. Korporatismus erzielte soziale Friede  einen großen 
Standortvorteil gegenüber dem unruhigeren Ausland auf dem Weltmarkt. 
Endlich garantierte der Nationalstaat per se quasi automatisch die 
Abschottung des Arbeitsmarktes gegenüber unorganisierten und 
anspruchsloseren Einwanderern und beschränkte damit natürlich auch die 
Teilhabe an der sozialstaatlichen Verteilung auf die Angehörigen der Nation.  
 

II.: Die exogenen Ursachen seines Scheiterns:  Globalisierung, 

Europäisierung und die Revolution der Informations- und 

Kommunikationstechnologien 

 

Die Revolution der modernen Verkehrs- und Kommunikationsmittel hat 
praktisch alle Binnenmarkt- zu Weltmarktproduktion gemacht. Das gilt vor 
allem für die Finanzdienstleistungen, die  transportabelsten und 
kommunikationsabhängigsten aller Güter und Dienste. Die grenzenlose 
Finanzwelt transportiert jedoch nicht nur- wie wir soeben wieder lernen 
müssen- Wohlstand, sondern auch schwere Krisen. Finanzmärkte sind zum 
Tollhaus geworden:  Oft nur auf der Jagd nach Kursdifferenzen von 

                                                                                                                                                         
Funktionen der Erwerbstätigen und Eigentümer ergibt. Die demokratische Gesellschaftsordnung würde sich am 
Ende selbst aufgeben, wenn sie auf das Ziel einer solchen Nivellierung verzichten wollte.“ 
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Zehntelprozenten wird ein Vielfaches des Weltbruttosozialproduktes 
elektronisch um den Globus gejagt. Totale Kapitalsverkehrsfreiheit bedeutet 
maximale Verschuldung. Die Schulden bleiben, das Kapital zieht weiter. Die 
Aktienkurse, die Wechselkurse, die Zinsen und die Grundstückspreise 
taumeln unprognostizierbar hin und her und diese vom Kapitalmarkt 
geschaffenen Risiken behindern die Realwirtschaft und damit eine 
vernünftige internationale  Arbeitsteilung.  
 
Auch die Hauptakteure der Realweltwirtschaft sind nicht mehr die einzelnen 
Volkswirtschaften, sondern die ca. 44.000 transnationalen Konzerne, die 
zwei Drittel des Welthandels abwickeln, rund 50 Prozent davon im 
konzerninternen Warenverkehr (statt „made in Germany“ nun „made by 
Siemens“). Sie folgen nach dem Shareholder –Value- Prinzip  keinerlei 
nationalen Verbindlichkeit mehr, sondern allein der Maximierung der 
Kapitalverwertung und der shareholder-value- Terror zwingt Manager, ihre 
Effizienz an der Zahl der abgebauten Arbeitsplätze zu messen, “eine Art 
“body count” im modernen Klassenkampf zwischen Arbeit und Kapital.   
Unter derartig entnationalisierten Bedingungen ist die Kapitalverwertung 
auch nicht länger nur auf die Nachfrageverstetigung im Inland angewiesen, 
sondern kann alle Wohlstandsdifferenzen weltweit nutzen; die Absenkung 
des Lohniveaus hierzulande kann  anderswo als komplementäre Steigerung 
zutage treten. Im Zuge dieser Entwicklung kommt es zur 
Entterritorialisierung und damit der Entnationalisierung der meisten 
relevanten Strukturen, die dann auch außerhalb der Reichweite nationaler 
Politik liegen. So potenziert die Europäisierung die Wirkungen der 
Globalisierung.  Die Verantwortung für die Geld-, Zins- und 
Währungspolitik –und damit für die traditionell wichtigsten Instrumente 
zum Schutze des heimischen Arbeitsmarkts!- liegt nun bei der EZB (bzw. in 
Brüssel). Die Geld – und Fiskalhoheit und damit die wichtigsten Instrumente 
der Konjunkturlenkung,  fallen auseinander. Darüber hinaus bedrohen die im 
EU-Vertrag normierte Wettbewerbsfreiheit sowie die Freiheit des 
Dienstleistungsverkehrs die traditionellen Kernbestandteile sozialer 
Sicherung. Immer wieder und in immer kürzeren Abständen werden wir 
hieran durch Entscheidungen des EuGH erinnert: Vermittlungsmonopol der 
Bundesanstalt für Arbeit, Export von Leistungen der Pflege- und 
Krankenversicherung usw. Was die Stunde auf dem Arbeitsmarkt und damit 
für die Gewerkschaften geschlagen hat, zeigen hierzulande schon seit 
langem  hunderttausende Bauarbeiter aus Osteuropa oder auch aus Portugal.  
 
Globalisierung und Europäisierung bewirken so die Ent-Nationalisierung 
unserer Märkte, Standorte, Einkommensentstehung  und -verwendung und 
führen unmittelbar zum Aufeinaderprallen von globaler Geldwirtschaft und 
nationaler Sozialpolitik. Während die nationalstaatliche Kooperation 
hinsichtlich Kaufkraftverteilung und Geldkreislauf (sowie Umweltschutz) 
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hinreichend eingespielt war, fehlt es an der entsprechenden globalen 
wirtschafts- und währungspolitischen Kooperation. Ohne faire und 
verbindliche internationale Spielregeln hinsichtlich der realen und 
monetären Kreisläufe lassen sich die Durchsetzung nationaler 
Beschäftigungsziele und der Ausbau solidarischer Sicherungssysteme aber 
nicht mehr  erreichen. 4 
 
Die technologischen  Entwicklungen, allen voran das Internet, tun  ein 
Übriges. So zeigt das  Beispiel der indischen Softwareindustrie das 
Verschwinden der räumlichen Schranken für Dienstleistungen. Und das 
Beispiel homebankender Senioren, welche genau die Angestellten arbeitslos 
machen, die ihnen eigentlich ihre Rente erwirtschaften sollen, wirft das 
Schlaglicht auf die partiell schon totale Entbetrieblichung, mit der wir es zu 
tun haben. Wo früher Kunden und ihre Dienstleister klar abgegrenzt waren, 
löst sich  die Trennung heute auf. Der Betrieb als Ort der Produktion und der 
Klassengegensätze verschwindet. Dies bedingt eine zunehmende 
Schwächung und schließlich Entwaffnung der Gewerkschaften. Das 
ortsgebundene Humankapital verliert immer mehr Arbeitsplätze vor der 
Haustür und seine mühsam erkämpften Rechte. 
 
Vor allem den Arbeitsmarkt trifft es also. Er muss die Anpassungslasten des 
Epochenwechsels nahezu allein tragen. Selbst der standortgebundene 
Mittelstand wird mittlerweile in den Strudel hineingerissen, den das weltweit 
vagabundierende Kapital auf der Suche nach Renditen verursacht. Wo früher 
die Bäckerei an der Ecke mit mehreren Gesellen stand, steht heute der 
Kamps-Laden, wo früher die KfZ-Werkstatt war, finden wir heute ATU oder 
PitStop (und die alte Apotheke wird von DocMorris auch noch vertrieben). 
Auf breiter Front erleben wir die Auflösung herkömmlicher 
Arbeitsorganisationen und neue Beschäftigungsformen. Ist der Betreiber der 
Kamps-Filiale, der nahezu alle Einzelheiten seiner Geschäftspraxis strikt 
vorgeschrieben bekommt und auf Gedeih und Verderb an sein Unternehmen 
gefesselt ist, aber selbst wiederum eigene Angestellte (meist geringfügig) 
beschäftigen darf, nun selbständig, scheinselbständig oder unselbständig? 
Davon hängt u.a. ab, ob er im Sozialversicherungssystem seinen Teil der 
sozialen Verantwortung mitzutragen hat. Die Rechtsprechung steht hier 
zunehmend vor fast unlösbaren Aufgaben  
 

                                                 
4 „Der gemeinsame europäische Markt und der Euro sind also kein 
Gegengewicht zu Globalisierung und weltweit deregulierten Kapitalmärkten. 
Sie sind andere Worte für dieselbe Sache, nämlich eine Forcierung der 
inneren Grenzenlosigkeit und Globalisierungsfolgen“ (Wilhelm Hankel).  
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Fazit: Die neuen Strukturen der Ökonomie stehen also in diametralem 
Gegensatz zu dem Sozialstaat alter Prägung. Denn Sozialansprüche knüpfen 
gerade am Wohnsitzprinzip an, werden insbesondere durch abhängige 
Beschäftigung im Inland erworben und setzen die Zugehörigkeit zu einer 
nationalen Solidar-, Haftungs- und Zahlergemeinschaft voraus. Weil dieser 
alte lohnbasierte Sozialstaat also „national bis auf die Knochen“ (Wilhelm 
Hankel) ist, sich nicht globalisieren lässt, steht er quer zu den 
unaufhaltsamen Trends und den politischen Erfordernissen der neuen 
Epoche. Seine Zeit ist abgelaufen.   
 
III.  Die endogenen Ursachen: Angeborene Verteilungsfehler 

 
Diese Erschütterungen von außen treffen einen Sozialstaat, dessen 
Konstruktion im Grunde von Anfang an falsch war. Statt soziale 
Verantwortung für alle Bürger mit allen ihren Einkommen zur Pflicht zu 
machen, übertrug man –erstens - die Hauptlasten den abhängig 
Beschäftigten, starke Schultern blieben weitgehend frei. Dabei führte –
zweitens- der proportional-lineare Beitragstarif der Sozialversicherung, der 
keine Schonung des Existenzminimums kennt, wohl aber eine  obere 
Bemessungsgrenze aufweist, zu einer überproportionalen – im Vergleich 
zum progressiven  Tarif der Einkommensteuer „regressiven“-  Belastung 
niedriger Einkommen  
 
 

 

 
Bearbeitung: Barbara Hähnchen 
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Das hat wiederum mehrere unmittelbare und zusätzlich indirekte 
Konsequenzen: Zum einen bewirkt ausgerechnet die als „Solidarsystem“ 
bezeichnete und verfassungsrechtlich privilegierte Sozialversicherung auf 
diese Weise eine massive Umverteilung von unten nach oben. Dass es sich 
nicht um peanuts handelt, beweist die Tatsache, dass die Sozialbeiträge mit 
> 40 Prozent annähernd die Hälfte der Gesamteinnahmen der öffentlichen 
Hände ausmachen! Gerade dem so wichtigen untersten Drittel der 
Einkommen wird so  Kaufkraft entzogen. Weil zudem die Arbeit auf den 
Arbeitsplätzen mit niedriger Produktivität durch das soziale Gepäck schlicht 
überlastet wird, wird in diesem Segment auch der Rationalisierungsdruck für 
Arbeitgeber bei jeder Beitragserhöhung drastisch verschärft. In der 
Fachliteratur werden diese Arbeitsmarkteffekte je Prozentpunkt 
Beitragserhöhung oder –ermäßigung mit bis zu 100.000 Arbeitsplätzen 
weniger oder mehr  beziffert.   
 
Drittens verlängerte und verdoppelte man mit der Lohnbasierung die 
„individualistische Engführung“ des Arbeitsverhältnisses und die damit 
verbundene strukturelle Benachteiligung der Familien in der primären 
Einkommensverteilung in die gigantische sekundäre Umverteilung im 
Bereich der sozialen Sicherungssysteme; der Lohn als Markteinkommen ist 
blind für die Frage, wie viele Menschen von ihm leben müssen. Die 
Anwendung derselben Beitragssätze auf Menschen mit und ohne Kinder 
führt schon bei der vierköpfigen Durchschnittsfamilie zu wirtschaftlichen 
Erdrosselungseffekten. Viertens wurde durch die Einführung der 
„dynamischen Rente“ im Jahr 1957 die Altersversorgung sozialisiert, 
während die Lasten der Kindererziehung - entgegen den Konzepten der 
Erfinder- privat bei den Eltern verblieben, - mit dem Ergebnis, dass Eltern 
fortan „positive externe Effekte“  zu Gunsten ihrer kinderlosen 
Jahrgangsteilnehmer auf Privatkosten produzieren mussten, nämlich deren 
Altersvorsorge (weil in der  Geldwirtschaft immer und unabänderlich aller 
Sozialaufwand aus dem laufenden Sozialprodukt erbracht werden muss und 
deshalb stets die Nachwuchsgeneration  alle Lasten der 
Ruheständlergeneration insgesamt tragen muss, die „Kinder andrer Leute“ 
also für die kinderlosen Jahrgangsteilnehmer ihrer Eltern geradestehen 
müssen).  Diese vom Bundesverfassungsgericht im „Trümmerfrauenurteil“ 
vom 7. Juli 1992 sowie dem „Pflegeurteil“ vom 3. April 2001 längst 
verbotene  „Transferausbeutung der Familien“ wurde mit zunehmender 
Kinderlosigkeit und wachsenden Beitragslasten,  die über zahlreiche 
Marktmechanismen zugleich die Kindererziehung verteuerten,  naturgemäß 
immer größer. Dies alles führt bei Eltern im Vergleich zum Single im Alter 
nicht nur zu viel niedrigeren Pro-Kopf-Renten, sondern bei Familien mit 
zwei und mehr Kindern und Durchschnittseinkommen zu einem Leben weit 
unter dem steuerlichen Existenzminimum. Bei einem Einkommen von 
30.000 Euro landet sie netto um mehr als 3000 Euro unter dem 
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Existenzminimum (siehe nachfolgende Tabelle). Dabei zeigt die Tabelle nur 
die halbe Wahrheit, denn hinzuzurechnen ist natürlich noch der 
vorenthaltene Lohn in Gestalt des semantisch verhüllten 
„Arbeitgeberanteils“.  Von rund 36.000 € Brutto beanspruchen die so 
genannten Solidarsysteme vom Single wie von der mehrköpfigen Familien 
ein rundes Drittel: 12 000 Euro.  
 
Tabelle  2 
 

 
Quelle: Stresing, DFV I/2010 
 
Dass hieraus ebenfalls eine Fehlverteilung von Einkommen und Bedarf 
resultiert, ist evident. Während der große Güterbedarf bei den jungen 
Familien ungedeckt bleibt, verzeichnen die Haushalte der Singles und 
Senioren bei weit geringerem Bedarf  Einkommensüberhänge, die dann in 
Kapitalbildung oder Luxuskonsum (Stichworte z.B.: „Reiseweltmeister“, 
„Übersparen“) fließen.  
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Armutsproduzent „Sozialversicherung“ 
Damit wird klar, dass genau hier die tieferen Ursachen der rätselhaften 
„doppelten“ Kinderarmut zu finden sind, dass nämlich trotz einer 
Halbierung der Geburtenzahl seit 1965 die Armutsquote bei Kindern auf das 
Sechzehnfache gesteigert wurde; stand  1965 nur jedes 75. Kind zeitweilig 
oder auf Dauer im Sozialhilfebezug, war es 2008 mehr als jedes fünfte; mehr 
als die Hälfte aller Kinder wächst armutsnah auf. Ausgerechnet der 
Sozialstaat selbst produziert damit das Risiko „Familien- und Kinderarmut“, 
vor dem er eigentlich schützen soll,  und ist so verantwortlich für die 
massenhaft katastrophalen Entwicklungsbedingungen von Kindern: 
permanenter ökonomischer Stress in den Elternhäusern bis hin zur 
Zerrüttung der elterlichen Beziehungen, Alkoholismus und/oder häusliche 
Gewalt. Das wiederum beschädigt die Lern- und Bildungsfähigkeit des 
Nachwuchses massiv. Mit der Schädigung der Bildungspotentiale werden 
aber auch die künftigen Produktivitätspotentiale getroffen. Denn 
Produktivität ist das Endprodukt einer Wirkungskette, die in den 
Familienhaushalten mit der Erziehung bildungsfähiger Kinder beginnt. Im 
Jahr 2004 wies jedes dritte Kind bei seiner Einschulung  
Entwicklungsstörungen und/ oder Verhaltensauffälligkeiten auf und 2008 
jedes fünfte Schulkind verließ gleichzeitig die Schule ohne Beherrschung 
des Mindestmaßes an Kulturtechnik, das selbst Hilfsarbeiten voraussetzen.  
Tendenz: stark steigend! Damit sind heute schon alle Rentenprognosen 
Makulatur, die ihren Rechnungen mindestens eine jährlich um 1,5 Prozent 
steigende Produktivität zugrunde legen.  Vielmehr gerät die 
Wirtschaftsdynamik kumulativ und wechselwirkend immer mehr unter 
Druck: Es fehlen infolge der Geburtenentwicklung heute die risikofreudigen 
Unternehmensgründer (Altersgruppe der 25 bis 45 jährigen), die Hauskäufer 
(35-50 jährigen) usw;  stattdessen wächst  die Zahl der risikoaversen 
Senioren, die zugleich wenig konsumieren und eine hohe Sparquote haben.  
 
Zu den anschwellenden Altenzahlen bei gleichzeitig stark rückläufigem 
Erwerbspersonenpotential kommt die Versorgungslast für eine wachsende 
Unterschicht noch hinzu, die in Gestalt überproportional steigender 
Jugendhilfetats  heute schon ihre Schatten voraus wirft. Dass die „high-
potentials“, unsere besten Jungakademiker (zum Beispiel ein Drittel der 
Jungmediziner) und hochqualifizierten Techniker in Scharen (>75000 im 
Schnitt der letzten 10 Jahre) dem Land den Rücken kehren, verschärft diese 
Entwicklung noch mehr. Gleichzeitig mit dem Schrumpfen der 
zukunftsentscheidenden Ressourcen, nämlich dem Humanvermögen, ist also 
ein rasantes Wachstum sozialer  Lasten zu verzeichnen.  
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Brauchen wir erst wieder einen neuen Krieg? 

 
Das Ergebnis von 60 Jahren falsch konstruiertem Sozialstaat ist heute eine 
nahezu vollkommene Entkoppelung von wirtschaftlicher Freiheit und 
sozialer Verantwortung, die insbesondere in der Beteiligung an den 
Gemeinlasten zum Ausdruck kommt, welche sich wiederum aus den 
Anteilen der regressiven Abgaben –Sozialbeiträge und Verbrauchsteuern- an 
den Einnahmen der öffentlichen Hände insgesamt ablesen lässt. Diese sind 
von Jahr zu Jahr gestiegen und  belaufen sich heute zusammengenommen 
auf fast 75 Prozent! Damit entpuppt sich zugleich die angeblich so hohe 
Sozialleistungsquote (die seit Jahrzehnten um 30 Prozent schwankt) als 
potemkinsches Dorf, weil mit einem so exorbitanten Anteil regressiver 
Abgaben eben unweigerlich keine Umverteilung von oben nach unten, 
sondern nur in umgekehrter Richtung stattfindet. Gleichzeitig wurde die 
Steuerlast der Großverdiener zu Lasten der unteren Einkommen immer 
weiter abgesenkt- nicht zuletzt durch die ausufernde Staatsverschuldung, die 
im Kern eine gewaltige Steuererleichterung für Wohlhabende beinhaltet: Sie 
erhalten für das dem Staat geliehene Geld, das ihnen der Staat sonst per 
Steuerzugriff hätte abverlangen müssen, sogar Zinsen-  vor allem aus den 
Verbrauchssteuern, deren Löwenanteil die Masse der Bevölkerung zahlt - 
Familien dabei in allen Einkommensschichten überproportional.  

Tabelle 3: Anteil der Abgaben, Sozialleistungen und Schulden Westdeutschland in % des BSP 

(nach Dieter Eißel/ Uni Gießen)  
     Steuern Sozialabgaben Sozialleistungen    Schuldenstand 

1950*     20,7 7,8 15,7 20,0 
1960     22,6 10,3 21,7 17,4 
1970     22,8 12,6 26,0 18,6 
1980     24,7 16,9 32,2 31,8 
1990     22,4 16,9 29,0 43,4 

Deutschland insgesamt in % des BIP 
1991     22,4 17,2 30,9 40,4 
1998     23,0 19,2 32,6** 60,7 
1999     24,1 18,9 32,7** 61,1 
2000     24,5 18,7 · 60,3 

*1950 ohne Saarland und Berlin ** geschätzt nach BMAS 
Quelle: BMAS (Hg.): Statistisches Taschenbuch 2000; DIW- Wochenbericht 17/99, S.316 und 15-
16/2001,S.261 Statistisches Bundesamt; Monatsberichte der Bundesbank 

 
Mit einem Anteil von über 70 Prozent regressiver Revenue an den 
Einnahmen der öffentlichen Hände ist Deutschland tatsächlich „Weltmeister 
der Ungerechtigkeit“. Hier ein Vergleich mit Dänemark:  
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Nicht überraschend ist deshalb die mittlerweile ins Bizarre verzerrte 
Einkommens- und Vermögensverteilung. Das oberste Fünftel der Haushalte 
verfügt über  mehr als  40 Prozent  aller Einkommen, rund  50 Prozent aller 
Nettovermögen sowie Vermögenseinkommen und leistet sogar knapp 70 
Prozent der Ersparnis- mit der Folge steuerprivilegierter Kapitaleinkünfte, 
welche den Abstand uneinholbar immer weiter vergrößern. Auf der anderen 
Seite rutschen immer mehr Menschen auf die Verliererstraße, sind arbeitslos 
oder arbeiten, ohne davon leben zu können- derzeit um die acht Millionen. 
Nahezu  alles, was man in der Sozial- und Wirtschaftsgeschichte des 20. 
Jahrhunderts aus den Menschheitskatastrophen mühsam hatte lernen 
müssen, scheint vergessen: Statt die Ungleichheiten bei Einkommen und 
Vermögen einzudämmen und zurückzudrängen, werden sie Jahr für Jahr 
vergrößert. Dass das für die im Wirtschaftskreislauf entscheidende 
„marginale Konsumquote“ katastrophale Auswirkungen hat, liegt auf der 
Hand. Gleiches gilt für die Umlaufgeschwindigkeit des Geldes (gemessen 
am BIP ./. Geldmenge M 1; sie ist von 6.6 in 1981 auf nur noch 2.0 in 2008 
auf weniger als ein Drittel gesunken). Das verdüstert die 
Konjunkturaussichten sowie Renditeerwartungen und treibt Kapital ins 
Ausland:   Gruezi miteinand! 

Struktur der Staatseinnahmen

Quelle : OECD, DIW für 2001
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Tektonische Verschiebungen der sozialen Verantwortung …. 
 
Welche geradezu tektonischen Verschiebungen sich bei der Verteilung der 
sozialen Verantwortlichkeiten ereignet haben, zeigen die  nachfolgenden 
Grafiken und die Tabelle auf einen  Blick. Bleibt man im Bild, dann wird 
hier auch klar, welche tektonischen Spannungen sich in Deutschland 
aufgebaut haben.  Zugleich ergibt sich hieraus, in welche Richtung eine 
Reform nur gehen kann, die wirtschaftliche Freiheit und soziale 
Verantwortung wieder verbinden muss.   
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IV. Verschlimmerung durch Reformen 

 
1. Die Arbeitsmarktreformen Hartz I und IV und ihre Folgen 
Durch die Hartz-I- Reform wurde die Leiharbeit entfesselt und zum 
Niedriglohnsektor umgestaltet. Dass diesem die Arbeitskräfte zugetrieben  
wurden, dafür sorgte ab 2005 die komplementäre Entrechtung der 
Arbeitslosen mit den neuen Zumutbarkeits- und Sanktionsregelungen. 
Nahezu alle arbeitsmarktpolitischen Triumphe, die seitdem gefeiert werden, 
bestehen in der Schaffung der rund 500 000 neuen Arbeitsstellen in diesem 
prekären Bereich der „working poor“.  Das wird offenbar selbst den 
Strategen der neuen Arbeitsmarktpolitik inzwischen unheimlich, liest man 
doch in der neuesten  Bertelsmann-Studie folgendes: 
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„Die Zahl der traditionellen Beschäftigungsverhältnisse ist in Deutschland 

seit 2001 im internationalen Vergleich stark zurückgegangen. Dagegen 

nahm der Umfang von Teilzeitjobs und befristeter Beschäftigung deutlich 

zu….Das so genannte Normalarbeitsverhältnis ist durch eine unbefristete 

Anstellung in Vollzeit (Arbeitszeit von 30 Stunden oder mehr) 

charakterisiert. Nach dieser Definition befanden sich im Jahr 2008 60,1 

Prozent aller Beschäftigten im Alter zwischen 25 und 64 Jahren in einem 

Normalarbeitsverhältnis. Seit 2001 ist diese Form der traditionellen 

Beschäftigung um 4,6 Prozentpunkte zurückgegangen. Im internationalen 

Vergleich hatten nur Polen und die Niederlande sowie Luxemburg und 

Malta noch größere Rückgänge zu verzeichnen. Dagegen weisen viele 

mittel- und osteuropäische Länder, aber auch Großbritannien, Frankreich 

und Finnland eine Zunahme des Normalarbeitsverhältnisses auf.  

  

Während in Deutschland in der Industrie traditionelle 

Beschäftigungsformen nach wie vor dominieren, sind diese im 

Dienstleistungssektor im Vergleich zu anderen Ländern deutlich weniger 

verbreitet. Hierzulande ist mit einer Quote von 53,2 Prozent nur gut jeder 

zweite Arbeitnehmer unbefristet und in Vollzeit beschäftigt.  

Geringverdiener in Deutschland sind zudem überproportional von hohen 

Steuer- und Sozialabgaben betroffen... Die marginale Belastung durch 

Steuern und Abgaben zuzüglich Transfers für Geringverdiener beträgt 

hierzulande 59 Prozent. Das bedeutet, dass von einem Euro, der brutto 

zusätzlich verdient wird, tatsächlich netto nur 41 Cent ausgezahlt werden. 

Der Rest verbleibt beim Staat in Form von höheren Steuern und 

Sozialabgaben bzw. geringeren Sozialtransfers. Im Vergleich dazu erhalten 

Durchschnittsverdiener immerhin 45 Cent und Arbeitnehmer mit höheren 

Einkommen sogar 56 Cent. In dieser Hinsicht wirkt das deutsche 

Steuersystem regressiv, die Steuerbelastung nimmt bei zunehmendem 

Einkommen also prozentual ab.“ 

 

Dass man  in  der gegenwärtigen Lohnabstandsdebatte die Opfer der 
Arbeitmarktpolitik zu Tätern macht, wird vor diesem Hintergrund 
unübersehbar. 
 
2. Die Riester-Reform 

 

Dass die Riester-Rente die Alterssicherung nicht sicherer, sondern im 
Gegenteil unsicherer macht, wussten unabhängige Fachleute von Anfang an. 
Wie riskant diese Anlage ist, zeigt sich nun im Verlauf der Finanzkrise. 
Während die Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung insbesondere 
für jüngere Kohorten kaum beziehungsweise überhaupt nicht von der Krise 
betroffen sind, kam es bei fondsgebundenen Riester- Verträgen zu einer 
deutlichen Wertkorrektur, meldet ausgerechnet das Deutsche Institut für 
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Altersvorsorge! Der eigentliche Zweck der Riesterrente bestand (und 
besteht) darin, den mit der Rentenreform 1992 an die 
Beitragssatzentwicklung der Rentenversicherung angekoppelten 
Bundeszuschuss zur Rentenkasse wieder senken zu können. Grob geschätzt 
(genaue Zahlen hierzu sind nicht zu erhalten!) wurden seit Einführung des 
Riesterfaktors so pro Jahr zirka 10 Mrd. Euro an Bundeszuschuss gespart, 
während die gesamte Riesterförderung seit Einführung sich auf rund 6 Mrd. 
Euro kumuliert. Der zweite Gewinner ist die Assekuranzbranche, deren 
demographiebedingte Beitragsausfälle sie Ende der 1990er Jahre bereits an 
den Rand von Masseninsolvenzen geführt hatte. Ihnen und damit der 
Finanzwirtschaft spülte die  „Riesterrente“ neues Geld in die Kassen, mit 
dem die Hebel der Kredit- und Geldschöpfung ex nihilo verlängert sowie  
die Nachfragekrise und damit  Exportabhängigkeit der bundesdeutschen 
Wirtschaft-  ihr ökonomisches Kardinalproblem!-   aber verschärft wurden. 
Denn wer spart,  konsumiert nicht. Verlierer ist der Mittelstand, der 80 
Prozent der Arbeitsplätze im Land stellt. Die immensen Geldsummen, die 
hier von den Kapitalsammlern verwaltet werden, können nämlich schon rein 
anlagetechnisch nur in Staatsanleihen oder an die ersten börsennotierten 
Adressen fließen und gehen so dem für rund 80 Prozent aller Arbeitsplätze 
im Land verantwortlichen Mittelstand verloren, der deshalb nicht zufällig  
parallel zum Höhenflug des DAX über heftige Kreditprobleme klagt. Statt 
die Finanzmärkte an die kurze Leine zu legen, wurden sie entfesselt. Auch 
der zu Zeiten der Großen Rentenreform 1957 leitende ordnungspolitische 
Aspekt der wirtschaftlichen Machtbegrenzung – ein Aspekt, der 
beispielsweise bei der Installation des schwedischen Komplementärmodells 
den Gewerkschaften eine Mitbestimmungsrolle zuwies-, wurde bei der 
Riesterreform ignoriert.  
 
3. „Demographische Entwicklung“: Operationen ohne Diagnose! 
 

Verantwortung ist das Bindeelement stabiler Gesellschaften. Wie der Bezug 
von Freiheit und Verantwortung, der für den Sozialstaat schlechterdings 
konstitutiv ist,  auf den Kopf gestellt wird, zeigen die unter Verweis auf die 
Folgen der „demographischen Entwicklung“ unternommenen 
Leistungskürzungen. Dabei ist schon die Diagnose „demographische 
Entwicklung“ etwa so brauchbar wie es die medizinische Diagnose wäre, 
dass man es „mit einem internistischen  Leiden“ zu tun habe:  Leber? Herz? 
Galle? Darm? -fragt der erschrockene Patient zu Recht. Denn für die 
Therapie kommt es immer entscheidend auf die genaue Diagnose an. Was 
hier nämlich verschwiegen wird, ist die Tatsache, dass die „demographische 
Ent-wicklung“ zwei sehr unterschiedliche Ursachen hat: Zum einen die 
wachsende Kinderlosigkeit; sie schlägt beim kollektiven Alterungsprozess 
mit einem Gewicht von rund 7/10 zu Buche. Auf das Konto der 
Verlängerung der Lebenserwartung geht nur der Rest. Konkret: Im 
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Geburtsjahrgang 1935, dem Rentenzugang des Jahres 2000,  lag der Anteil 
lebenslang Kinderloser bei ca. 9 vH, im Geburtsjahrgang 1965, also dem 
Rentenzugang 2030, haben wir es mit fast 30 Prozent Kinderlosen zu tun. 
Die intergenerationelle Versorgungslast kinderloser Senioren, die 
ausnahmslos von den Kindern anderer Leute zu bewerkstelligen ist, steigt 
damit von 9 auf 30 Prozent des Gesamtvolumens der intergenerationellen 
Verteilungssummen. Legt man der Rechnung die Verhältnisse des Jahres 
2000 zugrunde, so bedeutet das bei einem intergenerationellen Transfer in 
den Systemen der Alters-, Gesundheits- und Pflegeversorgung in Höhe von 
insgesamt etwa 300 Mrd. € einen Anstieg der Kinderlosenkosten von 27 auf 
90 Mrd. €/ Jahr. Weshalb sollen Eltern mehrer Kinder, die für diese 
Entwicklung ja gerade nicht verantwortlich sind, nun durch die auch über sie 
verhängten Kürzungen für die Kinderlosigkeit anderer Leute einstehen?  
Kinder zu haben oder nicht,  ist in aller Regel eine Frage individueller 
Lebensentscheidungen; der Anteil der biologischen Kinderlosigkeit liegt bei 
unter zehn Prozent.  
 
Was hier passiert, ist  somit die Abkoppelung der Freiheit für die Wahl einer 
bestimmten Lebensform von der Verantwortung für die Folgen derselben. 
Hier liegen die Kernursachen der zunehmenden Instabilitäten. Statt 
wirkliche Eigenverantwortung zu organisieren, passiert hier genau das 
Gegenteil: Unverantwortlichkeit wird  zur  legislativen Leitschnur.  
 
3. „Steuerfinanzierter Familienlastenausgleich“ für die Sozialversicherung? 
Stabilisierung der Sozialversicherung durch Staatszuschüsse  
 
In diesen Zusammenhang gehört nun auch die These,  dass die Beseitigung 
der familienfeindlichen Schieflagen der eingreifenden Transfersysteme eine 
Aufgabe des Familienlastenausgleichs sei und in den Verantwortungsbereich 
der Allgemeinheit falle. Diese These ist gleich dreifach falsch: Erstens kann 
der Staat oder „die Allgemeinheit“ per se überhaupt keine Verantwortung 
tragen, weil nur ein Subjekt deren Adressat sein kann; hier kommt es auf den 
Einzelnen an (das ist das kleine Einmaleins der für diesen Punkt 
grundlegenden Katholischen Soziallehre!). Zweitens ist „die Allgemeinheit“ 
nicht kinderlos, sondern zu ihr gehören auch die Eltern von zwei, drei oder 
mehr Kindern, die  über ihre  relativ härtere Verbrauchsbesteuerung relativ 
überproportional an dem „Lastenausgleich“ beteiligt würde- Sozialpolitik a 
la Münchhausen! Diese Gedanken gelten im Übrigen sinngemäß genauso für 
die Überlegung, die Finanzierung der GKV über Kopfpauschalen 
abzuwickeln und die fehlende Familiengerechtigkeit über steuerfinanzierte 
Ausgleiche herzustellen. Drittens geht es nicht um Lastenausgleich, sondern 
um die Beseitigung verfassungswidriger Eingriffe; der 
Familienlastenausgleich soll Eltern einen Teil der Unterhaltslasten 
erleichtern (vgl. § 6 SGB 1). Das Problem in der Sozialversicherung ist aber 
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ein anderes: Denn hier geht es stattdessen  darum, dass den Familien 
staatliche Eingriffe zusätzlich zum Kindesunterhalt, den sie sowieso zu 
tragen haben,  auferlegt werden: Dass nämlich Eltern in den 
intergenerationell umverteilenden Systemen (Rente, Krankenversicherung, 
Pflege) gezwungen werden, durch ihre Kindererziehung die jeweilige 
Altersvorsorge für Kinderlose mit zu erbringen- ökonomisch gewendet: auf 
Privatkosten positive externe Effekte bei Kinderlosen zu produzieren, war ja 
Gegenstand der Überlegungen des Bundesverfassungsgerichts in den beiden 
Urteilen von 1992 und 2001; beide Male wurde konsequent und zwingend 
nur der systeminterne Ausgleich als zulässig angesehen. Diese Entscheidung 
kam auch  nicht aus dem hohlen Bauch, sondern war das Ergebnis des 
kontradiktorischen Erkenntnisprozesses. Weil die intergenerationellen 
Systeme  ursächlich zur Transferausbeutung der Familien führen, kann man 
überhaupt nur dort den Ursachen beikommen, alles andere ist Rumpfuschen 
an Symptomen und verschlimmert das Leiden.   
 
4. Die Rettung des Rentensystems durch Massenarbeitslosigkeit und 
Prekariat 
 

Welcher Zynismus auf der Sozialstaatstitanic herrscht, beleuchtet  der 
nachfolgende Dialog5  zwischen dem Gründer der Stiftung für die Rechte 
künftiger Generationen Jörg Tremmel und einem Mitglied der 
Führungsebene der Deutschen Rentenversicherung Bund (vormals BfA) aus 
dem Jahre –nachfolgend T. schlaglichtartig:  
 
„Tremmel: Was halten Sie denn von dieser These? Es ist ja eigentlich 

pervers: durch die hohe Arbeitslosigkeit wird die Rentenversicherung 

langfristig entlastet. Denn durch die geringen Anwartschaften, die 

Erwerbspersonen während ihrer Arbeitslosigkeit entstehen, wird die 

Rentenversicherung im Jahre 2030 entlastet, oder jedenfalls geringer 

belastet, als wenn diese Jahrgänge in Lohn und Brot wären. 

 

RT. : Ja, das ist richtig. 

 

Tremmel: Das wird aber auch nicht allzu oft öffentlich verkündet.  

 

RT.: Nein, das können wir ja nicht. Das müssen Sie uns schon nachsehen. Es 

wird zur Zeit über eine Untertunnelung gesprochen, wenn die 

geburtenstarken Jahrgänge der Zeit bis zum Pillenknick in Rente gehen. 

Herr Storm (Anm.: MdB/CDU) hat ja dieses Modell vorgelegt, das die 

Untertunnelung im Kapitaldeckungsverfahren vorsieht, wenn im Jahr 2030 

die Belastung für die GRV am höchsten ist. Ich könnte mir eine ganz andere 
                                                 
5 in Tremmel, Wie die gesetzliche Rentenversicherung nach dem Prinzip der Generationengerechtigkeit 
reformiert werden kann, Diplomarbeit an der EBS, Frühjahr 1997, Dokumente, Anhang, LXXV) 
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Untertunnelung vorstellen, und zwar im Umlageverfahren. Ich sage das mal 

im Vertrauen: Wir sind dankbar für jeden, der heute scheinselbständig wird 

oder geringfügig beschäftigt. Da kriegen wir zwar heute weniger Beiträge, 

aber im Jahr 2030 haben wir weniger Anwartschaften.“ 

 
Fazit: Man will die Rentenversicherung durch Altersarmut retten,  Operation 
gelungen- Patient tot! Wo bleibt Euer Aufschrei? 
 
V. Ergebnis: Eine Bürgerversicherung muss her! 

 
Nach allem steht fest, dass die Verbindung von Freiheit und Verantwortung 
im deutschen Sozialstaat verloren gegangen ist. Solidarität und Subsidiarität 
sind neu auszutarieren. Die zwingend notwendige Neuordnung unseres 
sozialen Sicherungssystems, ohne welches Demokratie und Wirtschaft nicht 
funktionieren können, muss demnach alle verfügbaren Ressourcen nutzen 
und alle Einkünfte und damit alle Bürger in die soziale Verantwortung 
einbeziehen- und zwar entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit! Diese soll 
deshalb parallel zum progressiven Lohn- und Einkommensteuersystems 
erfolgen, denn  die Bemessung der Solidarbeiträge nach Leistungsfähigkeit 
ist Voraussetzung einer fairen Haftung aller Bürger untereinander. Was für 
die Einkommenssteuer gilt, muss deshalb für die Solidarsysteme erst recht 
gelten. Nach Schätzungen des Volkswirts Wilhelm Hankel könnte die 
Bemessungsbasis für die Sozialsysteme um ca. 40- 50 Prozent 
(einschließlich der Lohn- und Gehaltsanteile oberhalb der 
Beitragsbemessungsgrenze) vergrößert und die Beitragsquote der 
Arbeitnehmer  entsprechend gesenkt werden.  Hinsichtlich weiterer 
Einzelheiten eines solchen Modells kann auf die hier ausliegende Broschüre 
Bürgerversicherung jetzt!- statt Agenda 2010“ oder meinen „Wiesbadener 
Entwurf“ von 2002 (für wissenschaftlich Interessierte) vor allem aber die 
verdienstvolle Arbeit von Dr. Barbara Hähnchen „Solidarische 
Bürgerversicherung- fair teilen statt sozial spalten“ verwiesen werden. Das 
30seitige Papier hat seine Eignung für den Einstieg in die Problematik und 
als Diskussionsgrundlage für jeden, der über seine Zukunft mitentscheiden 
will, inzwischen bei Dutzenden Initiativen, die z.B. unter den nachfolgend 
abgebildeten Dächern versammelt sind, bestens  bewiesen.    
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Das ausführliche Konzept ist zu finden: www.oekonomie-und-kirche.de 
unter „unsere Themen“ 
 
 

 


